
Das Gesetz über den Staatshaushaltsplan 1955 vom 
21. Mai 1955 (GBl. I S. 345) ist, wie alljährlich, der Grad­
messer unserer wirtschaftlichen Entwicklung. Der dies­
jährige Plan schließt auf der Einnahmenseite mit rd. 
38,2 Milliarden DM gegenüber rd. 35,7 Milliarden DM 
im Vorjahr ab, wobei die Differenz voll auf das Konto 
der Abführungen der volkseigenen Wirtschaft an den 
Staatshaushalt kommt, die sich von rd. 10,45 auf rd. 
13,65 Milliarden DM erhöht haben, während sich die 
Zuführungen, aus dem Staatshaushalt an die volks­
eigene Wirtschaft, insbesondere für Investitionen, um 
rd. 704 Millionen DM ermäßigten. Bemerkenswert ist 
weiter, daß der im Vorjahr für 1954 geplante Überschuß 
mit 1046,2 Millionen DM ausweislich des neuen Haus­
haltsplans 1108,7 Millionen DM beträgt, der geplante 
Überschuß also um 62,5 Millionen DM überschritten 
werden konnte. Von besonderem Interesse ist schließ­
lich, daß das Gesetz über den Staatshaushaltsplan die 
Deutsche Investitionsbank ermächtigt, auf der Grund­
lage der von ihr verwalteten Hypotheken Schuldver­
schreibungen bis zu 700 Millionen Dill auszugeben, deren 
Gegenwert zur Finanzierung des planmäßigen Woh­
nungsbaus verwendet werden soll.

Die lange erwartete Neuordnung der Disziplinarver- 
hältnisse der staatlichen Funktionäre wurde realisiert 
durch die Verordnung über die Pflichten und Rechte 
der Mitarbeiter der staatlichen Verwaltungsorgane — 
Disziplinarordnung — vom 10. März 1955 (GBl. I S. 217). 
Sie unterscheidet sich grundlegend von einer Disziplinar­
ordnung alten Stils, insofern sie sich nicht auf eine 
Regelung des Dienststrafverfahrens beschränkt, sondern 
das gesamte charakteristische Arbeitsverhältnis zwischen 
dem Staat und seinen Funktionären einheitlich be­
trachtet und die Rechte dieser Funktionäre sowie ihren 
Anspruch auf Auszeichnung ebenso eingehend behan­
delt wie ihre Pflichten und ihre disziplinarische Ver­
antwortlichkeit. An erster Stelle steht hier die mehrfach 
zum Ausdruck kommende Verpflichtung unserer Staats­
funktionäre, die „Interessen der Macht der Arbeiter und 
Bauern jederzeit zu vertreten, diese Macht zu festigen 
und zu schützen. Sie müssen das Vertrauen der Werk­
tätigen besitzen und sich der hohen Verantwortung vor 
der gesamten Gesellschaft würdig erweisen“. Daß jeder 
Staatsfunktionär „das Recht und die Pflicht hat, kritisch 
zu allen Mängeln und Schwächen Stellung zu nehmen“ 
und andererseits „für die Unterdrückung der Kritik 
in jedem Falle zur Verantwortung zu ziehen ist“, ist 
für unsere Demokratie ebenso charakteristisch wie die 
Bestimmungen, daß die Staatsfunktionäre „Entschei­
dungen nicht ausweichen und sie nicht verzögern“ 
dürfen, daß sie „den Eingaben, Anregungen und Be­
schwerden der Bevölkerung . . . besondere Aufmerk­
samkeit zuzuwenden“ haben und verpflichtet sind, „vor 
der Bevölkerung und über ihre Arbeit Rechenschaft ab­
zulegen“. Die disziplinarische Bestrafung wird als 
Mittel zur Erziehung der Staatsfunktionäre zu einer 
einwandfreien Staats- und Arbeitsdisziplin bezeichnet 
und diesem Erziehungszweck entspricht es, wenn die 
Disziplinarordnung bestimmt, daß Disziplinarverfahren 
innerhalb eines Monats abzuschließen und nach Ablauf 
eines Jahres, gerechnet vom Ende des Jahres, in dem 
das Disziplinarvergehen begangen wurde, nicht mehr 
zulässig sind. Die Disziplinarbefugnis steht dem Leiter 
des staatlichen Organs für den Personenkreis zu, für 
den er das Recht zur Einstellung und Entlassung hat, 
wobei er allerdings zur Verhängung der schwersten 
Disziplinarstrafen — Versetzung in eine niedrigere 
Funktion bis zur Dauer von acht Monaten und Ent­
ziehung der Funktion bzw. fristlose Entlassung — der 
Zustimmung des Leiters des übergeordneten Staats­
organs bedarf. Gegen die Verhängung einer Disziplinar­
strafe ist innerhalb von zwei Wochen nach ihrer Be­
kanntmachung Beschwerde an den nächsthöheren Dis- 
ziplinarbefugten zulässig. Erwähnenswert ist schließlich, 
daß bei gutem Verhalten des Bestraften innerhalb eines 
Jahres die Disziplinarstrafe wieder aufgehoben werden 
kann, und in diesem Fall ihre Eintragung in der Per­
sonalakte zu löschen ist, bei besonderen Leistungen so­
gar schon vor Ablauf eines Jahres.

Wenn im Vorstehenden verschiedentlich auf Ver­
öffentlichungen im II. Teil des Gesetzblattes hinge­
wiesen wurde, so beruht die Wiedereinführung dieser 
Teilung des Gesetzveröffentlichungsorgans auf der

Verordnung über die Form der Verkündung von Ge­
setzen und der Veröffentlichung von anderen Be­
stimmungen und Bekanntmachungen vom 23. Dezember 
1954 (GBl. 1955 Teil I S. 1). Danach ist nunmehr das 
Gesetzblatt ' für die Verkündung von Gesetzen der 
Volkskammer und von Verordnungen und Beschlüssen 
des Ministerrats sowie der normativen Verwaltungs­
akte der Minister und Leiter anderer staatlicher Zen­
tralorgane Vorbehalten, wobei es der Entscheidung 
durch das Büro des Präsidiums des Ministerrats über­
lassen ist, in welchem der beiden Teile des Gesetz­
blattes die Veröffentlichung erfolgt; nach der bisherigen 
Erfahrung geht dessen Praxis etwa dahin, denjenigen 
Kreis von Normativakten, der bisher im Zentralblatt 
veröffentlicht wurde, nunmehr im II. Teil des Gesetz­
blattes unterzubringen. Das Zentralblatt enthält seit An­
fang des Jahres nur noch die auf Grund gesetzlicher Vor­
schriften ergehenden öffentlichen Bekanntmachungen 
(z. B. öffentliche Zustellungen, Aufgebote, Todeserklä­
rungen), die bisher in der Ausgabe B des früheren 
Zentralblattes erschienen.

Schließlich ist in losem Zusammenhang mit dieser 
Gruppe von Gesetzen und Verordnungen die Erste 
Durchführungsbestimmung zum Paßgesetz der Deut­
schen Demokratischen Republik vom 15. März 1955 
(GBl. 'I S. 252) zu erwähnen. Bei der Besprechung des 
neuen Paßgesetzes4) vermerkten wir, daß es sich auf die 
grundsätzliche Festlegung der Paß- und Visumspflicht, 
die Regelung der Zuständigkeit und Strafvorschriften 
beschränke. Die Ausführung dieser Rahmenvorschriften 
bringt nun die vorliegende Durchführungsbestimmung, 
in welcher im Einzelnen die Ausstellung von Diplo­
maten- und Dienstpässen, von Reisepässen und Auf­
enthaltspässen, von Fremdenpässen, Paßersatz und 
Visum geregelt wird. Während Diplomaten- und Dienst­
pässe für längere Dauer ausgestellt werden können, 
sind Reisepässe nach Beendigung der Reise dem zu­
ständigen Volkspolizeikreisamt zurückzugeben, welches 
für die Dauer der Reise den Personalausweis auf­
bewahrt und ihn gegen Rückgabe des Passes wieder 
aushändigt.

*

.*) NJ 1955 S. 52.
s) vgl. hierzu Walter Ulbricht, „Fragen der politischen Öko­

nomie in der Deutschen Demokratischen Republik", Dietz 
Verlag 1954, S. 19 ff.

Die zur weiteren Entwicklung unserer v o l k s ­
e i g e n e n  B e t r i e b e  bestimmte Gesetzgebung stand 
in diesem Halbjahr unter dem Zeichen der Verhand­
lungen und Beschlüsse der am 12./14. November 1954 
durchgeführten 21. Plenartagung des Zentralkomitees 
der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands. Nach 
der zeitlichen Reihenfolge sind hier zunächst die an 
demselben Tag erlassene Verordnung über die Ver­
wendung der Amortisation in den Betrieben der volks­
eigenen Wirtschaft (GBl. I S. 21) und die Verordnung 
über die Verwendung der Gewinne in den Betrieben 
der volkseigenen Wirtschaft vom 6. Januar 1955 (GBl. I 
S. 23) anzuführen. In seinem großen Referat5) hatte 
Walter Ulbricht kritisiert, daß die bisherige Methode 
der Amortisation und Gewinnverwendung mit dem 
Prinzip der wirtschaftlichen Rechnungsführung, zu 
dessen wichtigsten Elementen die materielle Interessiert­
heit des Betriebes an der Planerfüllung und die Ge­
währleistung der Rentabilität gehören, nicht in Ein­
klang stehe; um das zu erreichen, müsse ein Teil des 
Gewinns ebenso wie ein Teil der durch gute Maschinen­
pflege usw. ersparten Beträge des Amortisationsfonds 
im Interesse des Betriebes verwandt werden. In Über­
einstimmung mit dieser berechtigten Kritik schreibt die 
erstere Verordnung die Heranziehung der eigenen 
Amortisationen der Betriebe zur Finanzierung der ge­
planten Generalreparaturen und Investitionen in dem 
im Einzelnen bestimmten Umfang vor, während das 
materielle Interesse der Betriebe an der rechtzeitigen 
Abführung der Amortisationsbeträge, indirekt also an 
sorgfältiger Maschinenpflege und der damit verbun­
denen Ersparung von Reparaturen, wesentlich erhöht 
wird. Auf der gleichen Linie wird die zweite Verord­
nung wirksam, welche die Erfüllung des Gewinnplans 
mit der Finanzierung geplanter Investitionen und Um­
laufmittelerhöhungen in Verbindung bringt und das 
Interesse des Betriebes an der Durchführung von In-
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